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Die einfach gelagerte Klausur ist im Kommunalrecht ver-
ortet, dessen Grundzüge Gegenstand der ersten Prüfung
sind. Aufgabenstellung und Lösung orientieren sich an zwei
jüngeren Entscheidungen des OVG Münster aus dem Mai
2014, in denen es um die Zulässigkeit von Bürgerbegehren in
Bornheim bzw. Schwelm ging1, wobei es für eine gelungene
Klausur darauf ankommt, die wesentlichen Probleme zu
erkennen und entsprechend zu diskutieren. Zusätzlich sind
Problemlagen des allgemeinen Verwaltungsrechts und des
Verwaltungsprozessrechts berücksichtigt.
SACHVERHALT
In der nordrhein-westfälischen Kleinstadt Ludwigswerk
mit ihren 18.000 Einwohnern, von denen 14.000 bei Ge-
meindewahlen wahlberechtigt sind, gibt es seit dem Jahr
2010 Auseinandersetzungen um den Verkauf städtischer
Grundstücke an einen auswärtigen Investor. Die Grund-
stücke sind mit einfach ausgestatteten Wohnblocks be-
baut. Sie liegen an der Ameisenstraße, der Bachstelzen-
gasse und der Bürgermeister-Kupfer-Allee. Nach den
Kommunalwahlen 2013 zeichnet sich eine Mehrheit ab für
den Verkauf der Grundstücke.
Dies möchte die Bürgerinitiative »Keine Finanzhaie in
Ludwigswerk« nicht hinnehmen. Sie reicht im Juni 2014
ein Bürgerbegehren ein, das von 1.320 Bürgern unterzeich-
net ist.
Folgende Frage soll ausweislich des Bürgerbegehrens
zur Abstimmung im Bürgerentscheid gestellt werden:
»Sollen die Grundstücke im Bereich der Ameisenstraße,
der Bachstelzengasse und der Bürgermeister-Kupfer-Allee
im Eigentum und Besitz der Stadt Ludwigswerk bleiben?«
Neben dieser Frage und einer Kostenschätzung der
Verwaltung enthalten die Unterschriftenlisten auf der Vor-
derseite eine Begründung des Bürgerbegehrens. Darin
heißt es, die Grundstücke in den genannten Straßen befän-
den sich vollständig im Eigentum der Stadt. Selbst wenn
die Bevölkerung Ludwigswerks künftig zurückgehe, sei es
sinnvoll, »die Grundstücke komplett in kommunaler
Hand« zu halten. Hieraus nämlich ergäben sich Chancen
für eine geschlossene Überplanung. Tatsächlich war je-
doch eines der Grundstücke in der Bachstelzengasse be-
reits in den 1970er Jahren verkauft worden.
Als Vertretungsberechtigte des Bürgerbegehrens wer-
den die Ratsmitglieder Hans Fleißig und Maike Kneif be-
nannt.
Auf der Rückseite enthalten fast alle Listen einen La-
geplan der drei Straßen. Lediglich auf vier Listen mit ins-
gesamt 100 Unterschriften ist der Lageplan aufgrund eines
Druckfehlers nicht enthalten.
Wenige Wochen nach Einreichung des Bürgerbegeh-
rens bekommen Fleißig und Kneif Post von der Stadtver-
waltung. Diese teilt mit, der Stadtrat habe festgestellt, dass
das Bürgerbegehren unzulässig sei. Erforderlich seien
1.620 Unterstützungsunterschriften gewesen (9% von
18.000); dieses Quorum sei erkennbar verfehlt worden.
Kneif erklärt daraufhin, aus der Bürgerinitiative »Keine
Finanzhaie in Ludwigswerk« auszutreten. Mit dem Bürger-
begehren wolle sie »nichts mehr amHut haben«.
Fleißig dagegen will noch nicht aufgeben. Er wendet
sich an Rechtsanwalt Dr. Schnell und fragt, was er gegen
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den Beschluss des Stadtrats unternehmen könne. Die Ein-
leitung eines neuen Bürgerbegehrens komme nicht in Be-
tracht, weil er aus dem Stadtrat wisse, dass über den Ver-
kauf der Grundstücke schon bald beschlossen werden
solle. Ergänzend teilt er mit, die Information, dass sich die
auf dem Lageplan verzeichneten Grundstücke vollständig
im Eigentum der Stadt befänden, habe er einer Beschluss-
vorlage für den Stadtrat entnommen, die vom Bürgermeis-
ter stamme und über das Internet von jedermann abge-
rufen werden könne.
Bearbeitervermerk:
1. Soweit der Sachverhalt keine Angaben macht, ist da-
von auszugehen, dass keine Probleme hinsichtlich der
Zulässigkeit des Bürgerbegehrens bestehen.
2. Die nach § 26 X GO NRW erlassene Verordnung zur
Durchführung eines Bürgerentscheids (Bürgerent-
scheidDVO) vom 10. 07. 2004 ist ebenso wie das be-
stehende Satzungsrecht der Stadt Ludwigswerk nicht
zu berücksichtigen.
3. Das zu fertigende Gutachten soll umfassend auf alle
sich aus dem Sachverhalt ergebenden Rechtsfragen
eingehen.
LÖSUNG
Im Rahmen der Falllösung bietet es sich an, zunächst die
Erfolgsaussichten eines Hauptsachverfahrens zu prüfen.
Soweit schon bald durch den Stadtrat ein Verkauf der
Grundstücke beschlossen werden soll, ist weiter zu prüfen,
welche Möglichkeiten der Inanspruchnahme einstweiligen
Rechtsschutzes bestehen.
A. Klage auf Zulassung
des Bürgerbegehrens
I. Verwaltungsrechtsweg, § 40 I 1 VwGO
Zunächst müsste der Verwaltungsrechtsweg eröffnet
sein. Dies bestimmt sich in Ermangelung aufdrängen-
der Sonderzuweisungen nach § 40 I VwGO. Danach
ist der Verwaltungsrechtsweg in allen öffentlich-recht-
lichen Streitigkeiten nichtverfassungsrechtlicher Art ge-
geben, soweit diese nicht durch Bundes- oder Landes-
gesetz einem anderen Gericht ausdrücklich zugewiesen
ist.
Öffentlich-rechtlich sind Streitigkeiten, wenn sie sich
als Folge eines Sachverhalts darstellen, der nach öffent-
lichem Recht zu beurteilen ist2. Insoweit wird auf die mate-
riell streitentscheidende Norm abgestellt3. Diese ent-
stammt vorliegend dem Kommunalrecht, das zum
besonderen Verwaltungsrecht zählt. Nachdem auch eine
abdrängende Sonderzuweisung nicht vorliegt, ist der Ver-
waltungsrechtsweg gegeben.
II. Zulässigkeit
1. Statthafte Klageart, § 42 I Var. 2 VwGO
Zu prüfen ist weiter, welche Klageart statthaft ist. In Be-
tracht kommt insoweit eine Verpflichtungsklage in Form
der Versagungsgegenklage. Diese ist dann einschlägig,
wenn der Erlass eines abgelehnten Verwaltungsakts be-
gehrt wird, § 42 I Var. 2 VwGO.
Dafür müsste es sich bei der Zulassungsentscheidung
des Stadtrats um einen Verwaltungsakt handeln. Ein Ver-
waltungsakt ist nach § 35 I 1 VwVfG NRW ebenso wie nach
dem VwVfG des Bundes4 jede Verfügung, Entscheidung
oder andere hoheitliche Maßnahme, die eine Behörde zur
Regelung eines Einzelfalls auf dem Gebiet des öffentlichen
Rechts trifft und die auf unmittelbare Rechtswirkung nach
außen gerichtet ist.
Problematisch ist insoweit allein, ob eine Außenwir-
kung vorliegt. Dies wird nach einer Auffassung bei Bürger-
begehren verneint. Hierzu wird angeführt, die Unterzeich-
ner eines Bürgerbegehrens hätten eine Rechtsstellung
im kommunalrechtlichen Innenverhältnis5. Nach anderer
Auffassung ist die Außenwirkung dagegen gegeben6. Dem
ist zuzustimmen, weil die Betreiber eines Bürgerbegehrens
nicht Aufgaben der Gemeinde wahrnehmen oder in deren
Rechtskreis auftreten, sondern ein Recht des status acti-
vus7 ausüben, so dass ein Streit zwischen Kommune und
Bürgern vorliegt8.
2 Kopp/Schenke VwGO, 19. Aufl., 2013, § 40 Rdnr. 6 m. w. N.
3 Rennert in: Eyermann, VwGO, 13. Aufl., 2010, § 40 Rdnr. 31.
4 Vgl. für Baden-Württemberg § 35 1 LVwVfG, für Bayern § 35 1
BayVwVfG, für Hessen § 35 1 HVwVfG, für Niedersachsen § 1 I
NVwVfG i. V. m. § 35 VwVfG. Auch im Folgenden werden die entspre-
chenden Vorschriften der fünf größten Bundesländer dargestellt.
5 OVG Lüneburg Nds.VBl. 1998, 240 (240); OVG Koblenz NVwZ-RR
1997, 241 (241).
6 OVG Münster NVwZ-RR 2008, 636 (637); VGH Kassel NVwZ-RR
2009, 440 (441); OVG Greifswald NVwZ 1997, 306 (307); v. Danwitz
DVBl. 1996, 134 (140) m. w. N.
7 Zum Begriff vgl.HäberleVVDStRL 30, 43 (82).
8 Koch in: Ipsen (Hrsg.), Niedersächsisches Kommunalverfassungs-
gesetz, § 32 Rdnr. 54; SchlieskyDVBl. 1998, 169 (170 f.).
742 Methodik ÖR – Christopher Schmidt: Allgemeines Verwaltungsrecht, Verwaltungsprozessrecht
Das Klagebegehren ist damit auf den Erlass eines Ver-
waltungsakts gerichtet. Eine Verpflichtungsklage ist statt-
haft.
2. Klagebefugnis, § 42 II VwGO
Nach § 42 II VwGO ist die Klage grundsätzlich nur dann
zulässig, wenn der Kläger geltend macht, durch die Ableh-
nung des Verwaltungsakts in seinen Rechten verletzt zu
sein.
Eine solche mögliche Rechtsverletzung folgt im Fall
der Nichtzulassung eines Bürgerbegehrens daraus, dass
nach § 26 I GO NRW9 ein Recht auf Durchführung des
Bürgerentscheids besteht, wenn die gesetzlichen Voraus-
setzungen eines Bürgerbegehrens erfüllt sind und der Rat
dem Bürgerbegehren nicht abhilft.
3. Beteiligten- und Prozessfähigkeit, §§ 61 f., 78 VwGO
Fraglich ist, wer auf Seiten des Bürgerbegehrens am
Rechtsstreit beteiligt ist. Insoweit könnte in Betracht kom-
men, dass die Unterzeichner des Bürgerbegehrens ins-
gesamt als Beteiligte anzusehen sind und lediglich eine
Vertretung seitens der Vertretungsberechtigten vorliegt10.
Möglich wäre jedoch auch ein Fall der gesetzlichen Pro-
zessstandschaft, in dem die Vertretungsberechtigten die
Rechte des Bürgerbegehrens im eigenen Namen geltend
machen könnten11. Allerdings spricht der Wortlaut des § 26
II 1 GO NRW, nach dem die Vertretungsberechtigten die
Unterzeichner des Bürgerbegehrens vertreten können, da-
für, nicht einen Fall der Prozessstandschaft anzunehmen12.
Die Beteiligtenfähigkeit folgt daher aus § 61 Nr. 2 VwGO,
für die Vertretung gilt § 62 III VwGO i. V. m. § 26 VI 2 GO
NRW13.
Zu prüfen ist jedoch, wie es sich auswirkt, dass die
Vertretungsberechtigte Kneif erklärt hat, sie wolle mit dem
Bürgerbegehren nichts mehr am Hut haben und damit
auch für eine Vertretung des Bürgerbegehrens in einem
verwaltungsgerichtlichen Verfahren nicht mehr zur Ver-
fügung steht. Grundsätzlich ist nämlich dann, wenn meh-
rere Vertreter benannt werden, im Rahmen der Aktivver-
tretung ein gemeinsames Handeln aller erforderlich14.
Wenn aber von mehreren Vertretern einer im Laufe des
Verfahrens ausscheidet, weil er aus der Gemeinde fort-
zieht, wachsen dessen Vertretungsbefugnisse den übrigen
Vertretern zu15. Dies wird auch dann anzunehmen sein,
wenn sich ein Vertreter aus freien Stücken zurücktritt.
Dass Kneif nicht mehr zu einer Vertretung bereit ist, führt
damit nicht dazu, dass eine Klage nicht mehr erhoben
werden könnte.
Klagegegner ist die Stadt Ludwigswerk, § 78 I Nr. 1
VwGO. Deren Beteiligtenfähigkeit folgt aus § 61 Nr. 1
VwGO. Vertreten wird die Gemeinde durch den Bürger-
meister, § 62 III VwGO i. V. m. § 63 I 1 GONRW16.
4. Klagefrist, § 74 II VwGO
Nach § 74 II VwGO muss die Klage innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe der Feststellung des Stadtrats erhoben
werden, wonach das Bürgerbegehren unzulässig ist. Die
Bekanntgabe des Verwaltungsakts bestimmt sich nach
§ 41 VwVfG NRW17.
5. Vorverfahren, § 68 II VwGO
Eines Vorverfahrens gem. § 68 II VwGO bedarf es vor Erhe-
bung einer Verpflichtungsklage im Kommunalrecht in der
Zeit vom 1. November 2007 bis zum 31. Dezember 2014
nicht, § 110 I JustG NRW18.
III. Begründetheit
Die Klage ist nach § 113 V VwGO begründet, wenn ein
Anspruch auf Zulassung des Bürgerbegehrens besteht und
die Kläger durch dessen Ablehnung in ihren Rechten ver-
letzt sind. Ein solcher Anspruch auf Zulassung des Bürger-
9 Vgl. für Baden-Württemberg § 21 III GemO, für Bayern Art. 18 a I
GO, für Hessen § 8 b I HGO, für Niedersachsen § 32 I NKomVG.
10 VGHMünchen BayVBl. 1996, 597 (597).
11 OVG LüneburgNVwZ-RR 2009, 735 (735)
12 Vgl. für Bayern Art. 18 a IV GO, für Hessen § 8 b III 2 HGO, für
Niedersachsen § 32 III 3 NKomVG.
13 Vgl. für Bayern Art. 18 a VIII 2 GO.
14 Str., vgl.WefelmeierNdsVBl. 1997, 31 (35) m. w. N.
15 OVGMünsterDÖV 2004, 968 (969).
16 Entsprechende Vorschriften finden sich für Baden-Württemberg
in § 42 I 2 GemO, für Bayern in Art. 38 I GO, für Hessen in § 71 I 1 HGO
(dort bzgl. des Gemeindevorstands) sowie für Niedersachsen § 86 I 2
NKomVG.
17 Vgl. für Baden-Württemberg § 41 LVwVfG, für Bayern § 41
BayVwVfG, für Hessen § 41 HVwVfG, für Niedersachsen § 1 I NVwVfG
i. V. m. § 41 VwVfG.
18 Ebenfalls entbehrlich ist das Vorverfahren in Bayern nach
Art. 18 a VIII 2 GO und in Niedersachsen nach § 8 a I, II Nds. AG
VwGO.
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begehrens besteht, wenn dieses formell und materiell
rechtmäßig ist.
1. Formelle Rechtmäßigkeit
Das Bürgerbegehrenmüsste formell rechtmäßig sein. Dazu
sind Formund Frist des Bürgerbegehrens sowie das jeweils
erforderliche Unterschriftenquorum zu prüfen.
a) Form, § 26 I, II 6 GO NRW
Nach § 26 I 1, 2 GO NRW19 muss ein Bürgerbegehren schrift-
lich eingereicht werden, die zur Entscheidung zu bringen-
de Frage samt Begründung enthalten und bis zu drei
Bürger benennen, die berechtigt sein sollen, die Unter-
zeichnenden zu vertreten. Die Frage muss mit Ja oder Nein
beantwortet werden können, was sich daraus ergibt, dass
nach § 26 VII 1 GO NRW20 bei einem folgenden Bürgerent-
scheid nur mit Ja oder Nein abgestimmt werden kann.
Zuletzt ist nach § 26 II 6 GO NRW21 auf den Unterschrifts-
bögen die Einschätzung der mit der Durchführung der ver-
langten Maßnahme verbundenen Kosten durch die Ver-
waltung anzugeben.
Probleme ergeben sich hieraus nicht: Ausweislich des
Sachverhalts wurde das Bürgerbegehren von 1.320 Bür-
gern unterzeichnet und damit schriftlich eingereicht. Die
Frage, ob die näher bezeichneten Grundstücke im Eigen-
tum und Besitz der Stadt bleiben sollen, lässt eine Ja/Nein-
Entscheidung zu. Weiter enthalten die Unterschriftsbögen
eine Begründung des Bürgerbegehrens, die Kostenschät-
zung der Verwaltung sowie die Angabe zweier Vertre-
tungsberechtigter. Diese müssen Bürger der jeweiligen Ge-
meinde sein22. Bürger einer Gemeinde ist nach § 21 II GO
NRW23, wer zu den Gemeindewahlen (aktiv) wahlberech-
tigt ist. Vorliegend sind die Vertretungsberechtigten Rats-
mitglieder. Dies erfordert die passive Wahlberechtigung,
deren Voraussetzungen höher sind als die der aktiven
Wahlberechtigung24. Die Benennung eines dritten Vertre-
tungsberechtigten ist nicht erforderlich, nachdem das Ge-
setz nur »bis zu« drei Vertretungsberechtigte fordert.
b) Frist, § 26 II GO NRW
Fristen zur Einreichung von Bürgerbegehren sind in § 26
III GO NRW nur für sog. kassatorische Bürgerbegehren
vorgesehen, also solche, die sich gegen einen Beschluss
des Rates richten. Ein Ratsbeschluss bezüglich des Ver-
kaufs der Grundstücke an einen auswärtigen Investor liegt
bislang jedoch nicht vor; eine Mehrheit hierfür zeichnet
sich im Stadtrat lediglich ab. Daher ist das Bürgerbegehren
nicht fristgebunden.
c) Unterschriftenquorum, § 26 III GO NRW
§ 26 IV GO NRW regelt das Unterschriftenquorum, also die
Zahl der für ein erfolgreiches Bürgerbegehren erforderli-
chen Unterschriften, deren Anzahl sich nach den Einwoh-
nern der Gemeinde richtet25. Wichtig ist spätestens an die-
ser Stelle die Unterscheidung zwischen Einwohnern und
Bürgern, § 21 GO NRW. Danach ist Einwohner, wer in der
Gemeinde wohnt, Bürger hingegen nur, wer (auch) zu den
Gemeindewahlen wahlberechtigt ist26.
Ausweislich des Sachverhalts hat Ludwigswerk
18.000 Einwohner. Davon sind 14.000 wahlberechtigt und
damit Bürger Ludwigswerks. Bei mehr als 10.000 bis
20.000 Einwohnernmuss ein Bürgerbegehren nach § 26 IV
GO NRW von 9% der Bürger, mithin im Falle Ludwigs-
werks von 1.260 Bürgern unterschrieben sein27.
Vorliegend wurde das Bürgerbegehren mit Unter-
schriften von 1.320 Bürgern bei der Verwaltung einge-
reicht. Fraglich ist jedoch, wie es sich auswirkt, dass ins-
gesamt 100 Unterschriften auf Listen erfolgten, die auf der
Rückseite keinen Lageplan enthielten. Nach § 26 IV 2
i. V. m. § 25 IV 1 GO NRW muss nämlich jede Unterschrif-
tenliste den vollen Wortlaut des Bürgerbegehrens enthal-
ten, wozu auch die Begründung zählt28. Daher kommt es
19 Vgl. für Baden-Württemberg § 21 III 3, 4 GemO, für Bayern
Art. 18 a IV GO, für Hessen § 8 b III 1, 2 HGO bzw. für Niedersachsen
§ 32 III NKomVG.
20 Vgl. für Bayern Art. 18 a IV 1 GO und für Niedersachsen § 32 III 1
NKomVG. In Baden-Württemberg (§ 21 VI 2 GemO) und Hessen (§ 8 b
VI 2 HGO) wird eine Abstimmungmit Ja oder Nein vorausgesetzt.
21 Vgl. für Baden-Württemberg § 21 III 4 GO, für Hessen § 8 b III 2
HGO und für Niedersachsen § 32 III 2 NKomVG.
22 OVGMünsterDÖV 2004, 968 (969).
23 Vergleichbare Regelungen finden sich für Baden-Württemberg in
§ 12 I GemO, für Bayern in Art. 15 II GO, für Hessen in § 8 II HGO und
für Niedersachsen in § 28 II NKomVG.
24 Vgl. §§ 7 f., 12 KWahlG NRW.
25 Vgl. für Baden-Württemberg § 21 III 5 GemO, für Bayern Art. 18 a
VI GO, für Hessen § 8 b III 3 HGO und für Niedersachsen § 32 IV
NKomVG; in den beiden letztgenannten Ländern mit dem (unsyste-
matischen) Begriff der wahlberechtigten Einwohner.
26 Vgl. für Baden-Württemberg §§ 10 I, 12 I GemO, für Bayern Art. 15
GO, für Hessen § 8 HGO und für Niedersachsen § 28 II NKomVG.
27 In Baden-Württemberg und Hessen würde das Quorum für Lud-
wigswerk 10% der Einwohner, in Bayern 9% der Einwohner und in
Niedersachsen 10% der Bürger betragen.
28 Eine vergleichbare Vorschrift findet sich für Niedersachsen in § 32
IV 2 i. V. m. § 31 III NkomVG.
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darauf an, ob der Lageplan Teil der Begründung war. Das
dürfte jedoch nicht der Fall sein, zumal die Begründung
nach dem Sachverhalt auf der Vorderseite der Unterschrif-
tenliste abgedruckt war und eine Bezugnahme auf den
Lageplan nicht ersichtlich ist29. Dass ein Teil der Unter-
schriftenlisten den Lageplan nicht enthielt, ist daher für
das Erreichen des Quorums unschädlich.
2. Materielle Rechtmäßigkeit
Materiell rechtmäßig ist ein Bürgerbegehren, wenn es ei-
nen zulässigen Gegenstand hat und die zur Abstimmung
gestellte Frage hinreichend bestimmt ist. Weiter darf das
Bürgerbegehren nicht aus sonstigen Gründen rechtswidrig
sein. Insoweit könnte vorliegend auf die hinsichtlich des
bereits in den 1970er Jahren erfolgten Verkaufs eines
Grundstücks fehlerhafte Begründung abgestellt werden.
a) Gegenstand des Bürgerbegehrens
Mit einem Bürgerbegehren können die Bürger nach § 26 I 1
GO NRW beantragen, anstelle des Rates über eine Angele-
genheit der Gemeinde selbst zu entscheiden30. Erforderlich
ist daher zum einen, dass es sich um eine Angelegenheit
der Gemeinde handelt, mithin eine Verbandskompetenz
besteht, zum anderen, dass ohne ein Bürgerbegehren der
Stadtrat zur Entscheidung berufen wäre, also dessen Or-
gankompetenz gegeben ist. Zum dritten enthält § 26 V GO
NRW31 verschiedene Ausschlusstatbestände. Hierbei han-
delt es sich um Fälle, in denen die Verbandskompetenz
der Gemeinde und die Organkompetenz des Rates gegeben
sind, ein Bürgerbegehren aber gleichwohl unzulässig ist.
Die Organkompetenz für die Verwaltung undVeräuße-
rung eigenen Vermögens folgt unmittelbar aus dem ge-
meindlichen Selbstverwaltungsrecht, Art. 28 II 1 GG, 78 I
Verf. NRW und § 1 I 2 GO NRW32. Zusätzlich müsste jedoch
der Stadtrat über die Veräußerung der Grundstücke zu ent-
scheiden haben.
Die Zuständigkeiten des Stadtrats werden durch § 41
GO NRW geregelt33. Nach § 41 I 1 GO NRW ist der Rat für
alle Angelegenheiten zuständig, soweit nichts anderes be-
stimmt ist. Eine ausdrückliche Regelung der Zuständigkeit
für die Veräußerung von Grundstücken enthält die Ge-
meindeordnung nicht. Allerdings gelten nach § 41 III GO
NRW Geschäfte der laufenden Verwaltung34 grundsätzlich
als im Namen des Rates auf den Bürgermeister übertragen.
Fraglich ist, wann es sich um ein solches Geschäft der
laufenden Verwaltung handelt. Hiermit sind Angelegen-
heiten gemeint, die im Alltag der Verwaltung eher routine-
mäßig und jedenfalls ohne Entscheidungsprozesse erle-
digt werden können, die nach ihrer Bedeutung in den
Gemeinderat gehören, etwaweil sie ihrer Natur nach regel-
mäßig wiederkehren35. Dies wird aber für den Verkauf
gleich mehrerer bebauter Grundstücke in einer Kleinstadt
zu verneinen sein. Damit ist auch die Organkompetenz
gegeben.
Zuletzt unterfällt ein Bürgerbegehren über den Ver-
kauf von Grundstücken nicht einem der Ausschlusstat-
bestände des § 26 V 1 GO NRW und muss in Ermangelung
anderer Angaben im Sachverhalt davon ausgegangen wer-
den, dass hinsichtlich der hier gegenständlichen Grund-
stücke nicht bereits innerhalb der letzten zwei Jahre ein
Bürgerentscheid durchgeführt wurde, § 26 V 2 GONRW36.
b) Bestimmtheit der Fragestellung
Zu diskutieren ist jedoch, ob die zur Abstimmung gestellte
Frage hinreichend bestimmt ist. Insoweit könnten sich
Unklarheiten daraus ergeben, dass die Grundstücke »im
Bereich« der in der Fragestellung genannten Straßen von
einer Veräußerung ausgeschlossen sein sollen, dieser Be-
reich aber seinerseits nicht näher konkretisiert wird.
Die Bestimmtheit der Fragestellung ist von besonderer
Bedeutung. Denn die Bürger müssen hieraus erkennen
können, für oder gegen was sie ihre Stimme abgeben. Dies
gilt umsomehr, als mit demBürgerentscheid eine konkrete29 So auch OVG Münster Beschl. v. 15. 05. 2014, 15 B 499/14 – Juris;
a. A. bei entsprechender Begründung vertretbar.
30 Vergleichbare Vorschriften finden sich für Baden-Württemberg in
§ 21 III 1 i. V. m. § 21 I GemO, für Bayern in Art. 18 a I GO, für Hessen in
§ 8 b I HGO und für Niedersachsen in § 32 I NKomVG.
31 Vgl. für Baden-Württemberg § 21 II GemO, für Bayern Art. 18 a III
GO, für Hessen § 8 b II HGO bzw. für Niedersachsen § 32 II 2 NKomVG.
32 Auch in den anderen Ländern wird die kommunale Selbstverwal-
tung durch Landesverfassung und Gemeindeordnung festgeschrie-
ben, so in Baden-Württemberg durch Art. 71 I VerfBW bzw. §§ 1, 2 I
GemO, in Bayern durch Art. 11 II BayVerf bzw. Art. 1 GO, in Hessen
durch Art. 137 I HessVerf bzw. § 1 I HGO und in Niedersachsen durch
Art. 57 I NdsVerf bzw. § 1 I NKomVG.
33 Vgl. für Baden-Württemberg § 24 GemO, für Bayern Art. 29 f. GO,
für Hessen § 50 HGO und für Niedersachsen § 58 NKomVG.
34 Vgl. zu Geschäften der laufenden Verwaltung für Baden-Württem-
berg § 44 II 1 GemO, für Bayern Art. 37 I 1 Nr. 1 GO, für Hessen § 66 I 2
HGO bzw. für Niedersachsen § 85 I 1 Nr. 7 NKomVG.
35 Lange Kommunalrecht, Tübingen 2013, S. 517 m. w. N.
36 Zu den Ausschlusstatbeständen s. o. (Fn. 31). Ausschlussfristen
finden sich für Baden-Württemberg in § 21 III 2 GemO, für Hessen in
§ 8 b IV 1 HGO und für Niedersachsen in § 32 II 1 NKomVG.
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Sachentscheidung getroffen werden soll. Deshalb muss
die Fragestellung nach der Rechtsprechung des OVG
Münster in sich widerspruchsfrei, in allen Teilen inhaltlich
nachvollziehbar und aus sich heraus verständlich sein. Bei
unpräzisen und zu Missverständnissen Anlass gebenden
Formulierungen ist eine hinreichende Bestimmtheit zu
verneinen37. Demgegenüber ist ein Bürgerbegehren aber
nicht schon deshalb unzulässig, weil die Fragestellung
komplex ist und sich dem durchschnittlichen Leser nur bei
aufmerksamer Lektüre erschließt38.
Vorliegend kann die Bezeichnung »im Bereich der
Ameisenstraße, der Bachstelzengasse und der Bürgermeis-
ter-Kupfer-Allee« zunächst so verstanden werden, dass
nur die Grundstücke erfasst sind, die an den genannten
Straßen liegen und durch diese erschlossen werden. Mög-
lich wäre jedoch ebenso, dass auf den durch die genann-
ten Straßen begrenzten Stadtteil abgestellt wird, wobei
erneut unklar wäre, ob die jeweils angrenzenden Grund-
stücke noch erfasst sein sollen.
Die Fragestellung könnte jedoch durch die Begrün-
dung hinreichend verständlich sein. Allerdings kann eine
Mehrdeutigkeit von Fragestellungen nicht durch den
Rückgriff auf die Begründung beseitigt werden39. Zuletzt
könnte sich eine Präzisierung aus dem auf der Rückseite
fast aller Unterschriftenlisten abgedruckten Lageplan er-
geben. Allerdings ist dieser nicht Bestandteil des Bürger-
begehrens. Insbesondere die Fragestellung nimmt hierauf
keinen Bezug40.
Damit ist das Bürgerbegehren wegen mangelnder Be-
stimmtheit der zur Abstimmung gestellten Frage materiell
unzulässig.
c) Richtigkeit der Begründung
Zudem könnte das Bürgerbegehren wegen der in Bezug
auf das bereits verkaufte Grundstück fehlerhaften Begrün-
dung rechtswidrig sein.
Sinn und Zweck der Begründungspflicht ist, dass die
Unterzeichner über den Sachverhalt und die Argumente
der Betreiber des Bürgerbegehrens aufgeklärt werden. Die-
se Funktion erfüllt die Begründung jedoch nur, wenn die
dargestellten Tatsachen jedenfalls insoweit zutreffen, als
sie für die Entscheidung wesentlich sind. Demzufolge kön-
nen zwar Überzeichnungen und Unrichtigkeiten in Detail-
fragen im Einzelfall unschädlich sein. Etwas anderes gilt
jedoch, wenn Tatsachen unrichtig wiedergegeben werden,
die für die Begründung tragend sind41.
Vorliegend ist die Begründung zwar nur hinsichtlich
eines von mehreren Grundstücken falsch. Allerdings wird
in der Begründung des Bürgerbegehrens gerade darauf
abgestellt, dass sämtliche Grundstücke in kommunaler
Hand bleiben sollten, weil sich hieraus besondere Per-
spektiven einer geschlossenen Überplanung ergäben. Da-
mit aber handelt es sich nicht um eine Unrichtigkeit in
Detailfragen, sondern um eine zentrale, das Bürgerbegeh-
ren stützende Erwägung.
Fraglich ist jedoch, wie es sich auswirkt, dass die
Information, die Grundstücke befänden sich vollständig
im Eigentum der Stadt, einer Beschlussvorlage der Ver-
waltung entnommenwurde. Vor diesemHintergrund kann
nämlich davon ausgegangen werden, dass die Initiatoren
des Bürgerbegehrens ihre Argumente sorgfältig recher-
chiert haben und gerade nicht die Unterzeichner in die Irre
führen wollten.
Allerdings soll es bei einer in wesentlichen Elementen
unrichtigen Begründung nicht auf deren Grund ankom-
men. So soll insbesondere unerheblich sein, ob Tatsachen
bewusst und in der Absicht entstellt werden, die Bürger zu
täuschen42.
Vor diesem Hintergrund ergibt sich eine materielle
Unzulässigkeit des Bürgerbegehrens auch aus dem Be-
gründungsfehler.
IV. Ergebnis
Die zulässige Klage ist aufgrund der fehlenden materiellen
Rechtmäßigkeit des eingereichten Bürgerbegehrens unbe-
gründet. Der Rechtsanwalt wird von einer Klageerhebung
abraten.
37 OVGMünster Beschl. v. 21. 06. 2013, 15 B 697/13 – Juris; Beschl. v.
15. 05. 2014, 15 B 499/14 – Juris.
38 VGHMünchenNVwZ-RR 1999, 141 (142).
39 OVGMünster Beschl. v. 15. 05. 2014, 15 B 499/14 – Juris; Beschl. v.
21. 06. 2013, 15 B 697/13 – Juris.
40 Vgl. OVG Münster Beschl. v. 15. 05. 2014, 15 B 499/14 – Juris; a. A.
vertretbar, dann müssten die Verf. jedoch folgerichtig bereits bei den
formellen Voraussetzungen die nötige Anzahl an Unterzeichneten
ablehnen.
41 OVGMünster Beschl. v. 30. 05. 2014, 15 B 522/14 – Juris m. w. N.
42 OVG Münster NVwZ-RR 2002, 766 (767); Beschl. v. 30. 05. 2014, 15
B 522/14 – Juris m. w. N.; a. A. bei entsprechender Argumentation gut
vertretbar.
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B. Einstweiliger Rechtsschutz,
§ 123 VwGO
Im Wege vorläufigen Rechtsschutzes könnte ein Antrag
auf Erlass einer einstweiligen Anordnung gem. § 123 VwGO
gestellt werden. Ein solcher Antrag hätte jedoch nur dann
Erfolg, wenn er zulässig und begründet wäre.
I. Zulässigkeit
Mit einer einstweiligen Anordnung nach § 123 VwGO könn-
te begehrt werden, dass das Bürgerbegehren vorläufig zu-
gelassen wird und damit bereits die Sperrwirkung des § 26
VI 6 GONRW entfaltet.
Statthaft ist ein solches Vorgehen in Abgrenzung zu
§§ 80 f. VwGO dann, wenn für das Hauptsacheverfahren
eine andere Klageart als die Anfechtungsklage gegeben
wäre43. Dies wurde vorliegend dahingehend festgestellt,
dass die Zulassung des Bürgerbegehrens in der Haupt-
sachemit der Verpflichtungsklage zu verfolgen ist.
Hinsichtlich der Antragsbefugnis entsprechend § 42 II
VwGO sowie der Beteiligten- und Prozessfähigkeit kann
ebenfalls auf die Ausführungen zumHauptsacheverfahren
Bezug genommenwerden.
Der Antrag nach § 123 VwGO ist damit zulässig.
II. Begründetheit
Begründet ist der Antrag auf Erlass einer einstweiligen
Anordnung dann, wenn Anordnungsanspruch- und An-
ordnungsgrund bestehen. Diese müssen glaubhaft ge-
macht werden44.
Der Anordnungsanspruch setzt im Rahmen der Rege-
lungsanordnung voraus, dass ein streitiges Rechtsverhält-
nis besteht. Vorliegend müsste also ein Anspruch auf Zu-
lassung des Bürgerbegehrens bestehen. Dies ist indes
nicht der Fall. Insoweit kann auf die Prüfung der (materiel-
len) Rechtmäßigkeit im Rahmen des Hauptsacheverfah-
rens verwiesen werden.
III. Ergebnis
Ein Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung ist
daher ebenfalls zulässig, aber unbegründet.
43 Kopp/Schenke VwGO, 19. Aufl. 2013, § 123 Rdnr. 18.
44 Vgl. dazu Würtenberger Verwaltungsprozessrecht, 3. Aufl., Mün-
chen 2011, Rdnr. 545 ff.
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